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Stettin, Kirchplatz Nr. 5. 


Abend⸗Ausgabe. 


Sonnabend, den 17. April 


Deutſcher Reichstag. 
31. Sitzung vom 16. April. 

Präſident Graf Arnin eröffnet die Sitzung 
um 11 Uhr 30 Minuten mit geſchäftlichen Mit⸗ 
theilungen. 

Am Tiſche des Bundesraths: v. Kameke, von 
Verdy du Vernoi, v. Faber, v. Wittich, v. Kylander, 
v. d. Planitz, v. Funck. 

Tagesordnung: 

J. Berathung des Antrages der ſozialdemokra⸗ 
tiſchen Abgeordneten Liebknecht und Genoſſen we⸗ 
gen Siſtirung des gegen den Abg. Wiemer bei 
dem königlichen Amtsgericht zu Chemnitz ſchweben⸗ 
den Strafverfahrens für die Dauer der gegenwärti⸗ 
gen Seſſion. 

Abg. Liebknecht ſubſtantiirt den von ihm 
geſtellten Antrag. Der Reichstagsabgeordnete Wie- 
mer habe im Laufe des letzten Halbjahrs mehrfach 
durch die Poſt ſozialiſtiſche Zeitungen und Broſchüren 
erhalten, darunter mehrere Exemplare des Zürcher 
Sozialdemokraten, ſo daß die Staatsanwaltſchaft 
plötzlich verfügt habe, daß dem ꝛc. Wiemer Poſt⸗ 
ſendungen irgend welcher Art, mit einziger Aus- 
nahme der Reichstagsdruckſachen, nicht meh: direkt 
ausgehändigt, ſondern vorher von der Poſtbehörde 
eröffnet und durchſucht werden ſollten. Seit Wochen 
erleide dadurch der Abg. Wiemer einen ſchweren 
Schaden in ſeinem Geſchäfte und die Ausführung 
der qu. Anordnung der ſächſiſchen Behörden charak- 
teriſtre ſich, da der gegründete Verdacht beſtehe, daß 
mehrere der gravirendſten Aktenſtücke gefälſcht jelen 
(Unruhe), als ein Unfug! 

Der Präſident ruft den Redner we⸗ 
gen dieſer abſolut unzuläſſigen Aeußerung zur Ord⸗ 
nung. 

——ů Be : Ich age die 

Ueberweiſung des Antrages an die Geſchäftsord⸗ 
nungs⸗Kommiſſion und hoffe auf eine möglichſt 
zahlreiche Unterſtützung dieſes meines Antrages. Ja, 
ich glaube, dem Herrn Antragſteller muß ſelbſt viel 
daran liegen, und er muß das Bedürfniß fühlen, 
daß die ſchweren Anſchuldigungen, welche er gegen 
die königlich ſächſiſchen Behörden erhoben hat, in 
der Kommiſſion möglichſt ſubſtantlirt und eingehend 
unterſucht werden. Auf die Sache ſelbſt will ich 
heute nicht eingehen, aber darauf möchte ich doch 
hinweiſen, daß ich ſelbſt, als Mitglied des Reichs- 
tages, um Zeugniß abzulegen, zu einer Stunde vor 
das Gericht geladen war, als hier eine wichtige 
Sitzung ſtattfand; ich habe meiner Zeugenpflicht ge⸗ 
nügt und jo unangenehm es mir war, die Reichs- 
tagsſitzung verſäumt. Wäre ich Angeſchuldigter ge⸗ 
weſen, dann wäre es mir hingegen ein Leichtes ge⸗ 
weſen, durch einen Anderen einen Antrag auf 
Siſtirung des Verfahrens einzubringen, dann wäre 
ich als Angeſchuldigter von der Pflicht, vor dem 
Richter zu erſcheinen, entbunden worden, als Zeuge 
konnte ich dies nicht erreichen. Ich könnte ſolcher 
Inkongruenzen, welche die Befolgung der Obſervanz 
des Reichstages mit ſich bringt, noch eine große 
Anzahl beibringen. 

Abg. Dr. Windthorſt: Zu meinem Be⸗ 
dauern kann ich dem Antrage Beſeler nicht beitre 
ten. Allerdings halte ich es mit dem Vorredner 
für abſolut unzuläſſig, ſo wie es Abg. Liebknecht 
gethan hat, den Antrag auf Einſtellung des Ver⸗ 
fahrens zu begründen, und gebe dies dem Antrag- 
ſteller auch zu bedenken, da er es ſonſt leicht dahin 
bringen könnte, daß ſich eine Majorität findet, welche 
von der bisher befolgten konſtanten Praxis des 
Hauſes abgeht. Für mich liegt heute indeß kein 
Grund vor, denn ich vermag auch nicht einzu⸗ 
ſehen, wie in der Kommiſſion, welche doch keine rich⸗ 

‚ terlichen Befugniſſe hat, die vom Abg. Liebknecht 
erhobenen Beſchuldigungen klargeſtellt werden könn⸗ 
ten Ich ſtimme alſo für den Antrag Liebknecht, 
indem ich mich ausdrücklich dagegen verwahre, ir⸗ 
gendwie der vom Antragſteller vorgetragenen Be⸗ 
gründung zuzuſtimmen. 

Abg. v. Helldorff-Bedra konſtatirt, 
daß ſeine Partei die bisherige Praxis ſtets bekämpft 
und in jedem einzelnen Falle ſpezielle Unterſuchung 
verlangt hätte. 

Abg. Liebknecht bemerkt ſchließlich, daß 
er nur aktenmäßige Thatſachen vorgetragen habe. 
Er wünſche ſelbſt, daß dieſe Dinge eingehend unter⸗ 
ſucht würden. An der Siſtirung des Verfahrens 
liege ihm ſehr wenig, nur auf die Begründung ſei 
es ihm angekommen. Die Sozialdemokraten ſeien 
jetzt geradezu rechtlos. „So weit haben Sie es 
gebracht!“ 


Präſident Graf v. Arnim: 
auf die Anregung des Abg. Windthorſt ausdrücklich, 
daß ich bei der großen Unruhe des Hauſes dem 
Redner vorhin nicht genau zu folgen vermochte 
Sonſt hätte ich Anlaß genommen, ihm ſchon vorhin 
eine Rüge zu ertheilen. 

Der Antrag Beſeler wird darauf gegen die 
Stimmen der Rechten und einiger Nationalliberaler 


abgelehnt und der Antrag des Abg. Liebknecht an⸗ 


genommen. 

Das Haus ſetzt nunmehr die dritte Berathung 
der Novelle zum Reichsmilitärgeſetz vom 2. Mai 
1874 fort, und zwar bei $ 3, die Dienſtpflicht in 
der Erſatzreſerve J. betreffend. 

Bekanntlich hatte der Abg. v. Schorlemer-Alſt 
hierzu den in zweiter Leſung abgelehnten Zuſatz der 
Kommiſſionsbeſchlüſſe, der die Befreiung Derjenigen, 
die durch Ordination oder Prieſterweihe dem geiſt⸗ 
lichen Stande angehören, ausſpricht, wieder aufzu⸗ 
nehmen beantragt. Die Abgg. Windthorſt und 
Ruppert wollen in den ebengenannten Paſſus auch 
noch die jüdiſchen Religionsdiener aufgenommen 
wiſſen. 

Abg Ur Windthorſt: Ich muß mein 
Bedauern darüber ausſprechen, daß die Verhältniſſe 
es nicht rathſam erſcheinen laſſen, den weitergehen- 
den Antrag, den wir in der zweiten Leſung geſtellt 
hatten, im gegenwärtigen Augenblick zu erneuern; 
wir geben aber hierdurch keineswegs zu erkennen, 
daß wir den Antrag aufgeben. Herr v. Kardorff 
hat geſtern erklärt, daß die allgemeine Lage ihn 
verhindere, auch für den jetzt wiederholten Antrag 
zu ſtimmen. Ich hoffe, daß die allgemeine Lage 
ſich bald ſo ändert, daß auch der verehrte Herr 
dem Antrag ſeine Zuſtimmung geben kann. Daß 
der Dienſt mit der Waffe für einen Geiſtlichen 
keineswegs zweckmäßig iſt, haben ſelbſt ſolche Redner 
anerkannt, die ſich gegen den Antrag ablehnend ver⸗ 
halten haben. Auf die neuliche Aeußerung des 
Abg. von Heereman betreffend die Ausdehnung bie- 
ſes Antrages auf die Israeliten iſt mir von dem 
Rabbinerſeminar in Berlin eine Vorſtellung zuge⸗ 
gangen, in welcher dargelegt wird, daß auch für 
die israelitiſchen Glaubensgenoſſen ganz daſſelbe Be⸗ 
dürfniß vorliege. Deshalb haben wir den obigen 
Zuſatzantrag geſtellt. Wir bitten um Annahme un- 
ſerer Anträge. 

Abg. Boretius: Ich kann mich nicht 
für die Anträge erklären. Sollten auch wirklich 
jüngere Geiſtliche zum Dienſt mit den Waffen her⸗ 
angezogen werden, ſo glaube ich doch nicht, daß 
ihnen daraus irgend ein Schaden erwachſen kann. 
Unſer Militärgeſetz ſorgt bereits dafür, daß das 
geiſtliche Amt durch den Kriegsdienſt nicht verwahr⸗ 
loſe. „Der Papſt hat kein Recht, unſer Landrecht 
zu ärgern“, heißt es im Sachſenſpiegel. Nähmen 
wir den Antrag an, ſo würden wir ein Stück des 
Ganges nach Kanoſſa machen. Laſſen Sie uns 
dem durch die Ablehnung des Antrages entgehen. 
(Beifall.) 

Abg. Frhr. v. Heereman giebt ſeinem 
Bedauern darüber Ausdruck, daß das Haus den 
von ihm bei der zweiten Liſung geſtellten An rag 
nicht angenommen habe. Der jetzt vorliegende An- 
trag ſei ein minder weitgehender und ſehr beſchei⸗ 
dener. ( Heiterkeit.) Er ſpreche durchaus kein Prinzip 
aus, am allerwenigſten enthalte er eine Konzeſſien 
an das kanoniſche Recht oder das Papſtthum. Der 
Antrag wolle lediglich einer Erweiterung der Pflich⸗ 
ten der Geiſtlichen nach dieſer Richtung hin entge- 
gentreten. 

Kriegsminiſter v. Kameke: Ich habe ſchon 
in der Kommiſſion Namens der Regierung gegen 
die Annahme dieſes Antrags ſprechen müſſen, weil 
durch deſſen Annahme in dem Geſetz eine Inkonſe⸗ 
quenz entſtehen würde, wenn daneben der § 22 des 
Geſetzes beſtehen bliebe. Die Abänderung des 8 
22 iſt in der zweiten Leſung vom Hauſe abgelehnt 
worden. Faktiſch iſt aber der nun wieder aufge⸗ 
nommene Antrag ohne Belang. Nach Ihren Be- 
ſchlüſſen ſollen zur Uebung herangezogen werden 
zunächſt die Freigelooſten — unter dieſen befinden 
ſich Geiſtliche natürlich nicht — dann diejenigen, 
die mit geringen körperlichen Fehlern behaftet ſind. 
Nun werden an die Einjährig-Freiwilligen nach 
der Erſatzinſtruktion die geringſten Anforderungen 
in Bezug auf ihre Tauglichkeit geſtellt. Da aber 
bei der Auswahl die beſſere Abkömmklichkeit und 
die vorzugsweiſe Brauchbarkeit entſcheiden ſoll, ſo 
wird alſo faſt nie ein Geiſtlicher zur Erſatz⸗ 
reſerve-Uebung herangezogen werden; thatſächlich iſt 


Ich bemerke 


trag Windthorſt⸗Ruppert, weil er eine Parität zwi⸗ 
ſchen chriſtlichen und iſraelitiſchen Religionsdienern 
nicht anerkennen könne. 


ſerer Geſetzgebung denn hergebracht, daß, wenn wir 
gewiſſen Religlonsgeſellſchaften ein Privileg erthei⸗ 
len, wir daſſelbe gründen auf irgend welche dog: 
matiſchen Rechte, 
nichts angehen? Solche Begriffe find aber die Or⸗ 
dination und die Prieſterweihe. 
v. Heereman doch nicht der authentiſche Interpret 
der evangeliſchen Ordination fein. 
dringend um Ablehnung des Antrags bitten. 


auszuſprechen, halte ich für falſch. 
rechts.) 

Abg. v. Schlickmann begründet darauf 
feinen Antrag, „1. in $ 3 der Nr 2 folgende 
Faſſung zu geben: „Zunächſt find die Freigelooſten 
nach der Reihenfolge ihrer Loosnummern heranzu⸗ 
ziehen, ſodann diejenigen Mannſchaften, welche we⸗ 
gen geringer körperlicher Fehler an die Erſatzreſel ve 
erſter Klaſſe überwieſen werden, nach Maßgabe des 
Lebensalters und der beſſeren Dienſtbrauchbarkeit. 
Die Auswahl der letzteren erfolgt bei ihrer Ueber⸗ 
weiſung zur Erſatzreſerve erſter Klaſſe im Aus- 
hebungsgeſchäft“; 2. in § 3 Nr. 3 im zweiten 
Satze an Stelle der Worte „im Aushebungsge⸗ 
ſchäft“ zu ſetzen: „bei der Ueberweiſung zur Erſatz⸗ 
reſerve“. 

Derſelbe weiſt darauf hin, daß ſein Vorſchlag 
nur bezwecke, einen Widerſpruch, welcher in der 
Vorlage vorhanden iſt, zu beſeitigen, ohne im übri- 
gen etwa an dem Prinzip und Syſtem derſelben zu 
ändern. 

Kommiſſarius des Bundescaths Major von 


Guſtimmung 


Funck erklärt ſich mit dem Antrage einverſtanden. 


Abg. Frhr. v. Schorlemer⸗Alſt: Ich 
halte dieſen Vorſchlag ebenfalls für eine Verbeſſe⸗ 


rung der Vorlage und werde dafür ſtimmen. Dem 
Herrn Kriegsminiſter möchte ich nur erwidern, daß 
ich von ſeinem Wohlwollen der Kirche gegenüber 
überzeugt bin, indeß haben wir doch im Kultur- 
kampf die Erfahrung gemacht, daß dieſem gegen- 
über alles perſönliche Wohlwollen in den Hinter- 
grund trat. 
Antrages. 


Ich bitte daher um Annahme meines 


Abg. v. Kleiſt⸗Retzow erklärt, für den 


Antrag von Schorlemer zu ſtimmen; er vermöge 
aber nicht zu begreifen, wie man den jüdiſchen Re⸗ 
ligionsdienern, welche doch nicht Träger des Sakra⸗ 
ments ſind, denſelben Vorzug gewähren wolle wie 
den chriſtlichen. 


Abg. Marcard erkkärt fi) gegen den An- 


Abg. Dr. Hinſchius: Wo iſt es in un- 


te dem Staat als ſolchen gar 
Zudem kann Herr 


Ich kann nur 


Abg. D. Windthorſt vertheidigt noch“ 


mals ſeinen Unterantrag bezüglich der jüdiſchen Re⸗ 
ligionsdiener gegen die verſchiedenen ihm widerfah⸗ 
renen Angriffe, worauf die Diokuſſton geſchloſſen 
wird. a 


Es folgen perſönliche Bemerkungen der Abgg. 


Frhr. v. Heereman, Dr. Baumgarten und De. 
Windthorſt. 


Der Antrag Windthorſt⸗Ruppert wird mit 185 
gegen 116 Stimmen abgeleh t, der Antrag v. Schor⸗ 
lemer in namentlicher Abſtimmung mit 161 gegen 
151 Stimmen angenommen. 

Ebenſo gelangt der Antrag von Schlieckmann 
mit großer Majorität zur Annahme; mit dieſen 
Modifikationen der $ 3 im Ganzen, desgl. 8 4 
und der Reſt des Geſetzes. 

Das ganze Geſetz wird darauf gleichfalls in 
namentlicher Abſtimmung mit 186 gegen 128 Stim- 
men definitiv genehmigt. 

Die Majorität für die Vorlage ſetzt ſich zu⸗ 
ſammen aus den Deutſchkonſervativen, der deutſchen 
Reichs partei, der liberalen Gruppe, dem Abg. von 
Ludwig und den Nationalliberalen. Von den Lep- 
teren ſtimmen die Abgg. Bamberger, Dr v. Forcken⸗ 
beck und Jegel, ſowie Dr. Lasker gegen das Geſetz, 
ferner das Centrum, die Fortſchrittspartei, Polen, 
Elſäſſer, Sozialdemokraten. i 

Das Haus geht darauf über zur dritten Be⸗ 
rathung des von den Abgg. Dr. Windthorſt, Frhrn. 
v. Varnbüler und Stellter vorgelegten Geſetzent⸗ 
wurfs betr. die Aufhebung des Flachszolles. 

Es liegen folgende Anträge vor: 

1) Von den Abgg. Dr. Windthorſt, Frhrn. 
v. Varnbüler, für den Fall der Annahme des vor⸗ 
geſchlagenen Geſetzentwurfs, demſelben hinzuzufügen: 
die Anmerkung zu Poſition 22a des Zolltarifs, 
welche lautet: „Jute, Manillahanf, Kokosfaſern, 


mithin die Befreiung vorhanden, ſie aber im Geſetz 


roh, geröſtet, gebrochen oder gehechelt — frei“, wird 
geſtrichen. 

2) Vom Abg. Richter (Hagen): den Herrn 
Reichskanzler zu erſuchen, dem Reichstage noch in 
dieſer Seſſton einen Geſetzentwurf vorzulegen, wel⸗ 
cher den § 7 des Zolltarifgeſetzes vom 15. Juli 
1879 in Nr. 1 und 3 in einer den Interefjen der 
einheimiſchen Mühleninduſtrie, des Handels und der 
Landwirthſchaft entſprechenden Weiſe abgeändert, ins⸗ 
beſondere den Nachwers der Identität bei der mit 
Rückſicht auf die Ausfuhr geſtatteten zollfreien Ein- 
fuhr von Getreide inſoweit erläßt, daß geſtattet 
wird, ſo viel ausländiſches Getreide auf die Tran⸗ 
ſitlager bezw. in die Mühlen zollfrei einzuführen, 
wie von denſelben Stellen aus Getreide oder Mehl 
(Letzteres dem Ausbeuteverhältniß entſprechend) zur 
Ausfuhr in das Ausland gelangt. 

3) Von den Abgg. Graf zu Stolberg (Ra- 
ſtenburg), Frhr. v. Heereman, v. Kardorff: Der 
Reichstag wolle unter Ablehnung des Antrages 
Richter beschließen: „den Herrn Reichskanzler zu 
erſuchen, dem Reichstage noch in dieſer Seſſion 
einen Geſetzentwurf vorzulegen, welcher den 8 7 
Nr. 3 des Zolltarif⸗Geſetzes vom 15. Juli 1879, 
dahin abändert, daß der Nachweis der Identität 
bei der mit Rückſicht auf die Ausfuhr von Mehl! 
geſtatteten zollfreien Einfuhr von Getreide in ſo 
weit erlaſſen werde, daß geſtattet wird, ſoviel aus- 
ländiſches Getreide auf die Mühlen zollfrei einzu⸗ 
führen, als von denſelben Stellen aus Mehl (dem 
Ausbeuteverhältniß entſprechend) zur Ausfuhr ins 
Ausland gelangt“. 

4) Von den Abgg. Rickert und Genoſſen: 
Der Reichstag wolle beſchließen: für den Fall der 
Annahme des Antrages des Abg. Grafen zu Stol- 
berg (Naftenburg) als Nr. 2 folgenden Zuſatz an⸗ 


zunehmen: 


2. ferner einen Geſetzentwurf vorzulegen, welcher 

den $ 7 Nr. 1 des Zolltarifgeſetzes vom 15. 

Juli 1879 dahin abändert, daß der Nach- 

weis der Identität bei der mit Rückſicht auf 

die Ausfuhr geſtatteten Einfuhr von Getreide 
inſoweit erlaſſen werde, daß geſtattet wird, 
ſoviel ausländiſches Getreide auf die Tranfit- 
läger zollfrei einzuführen, wie von denſelben 
Stellen aus Getreide zur Ausfuhr in das 

Ausland gelangt. 

Zur Diskuſſion wird zunächſt der Hauptantrag 
in Verbindung mit dem heute mitgetheilten Zujas- 
antrag Windthorſt geſtellt. Ueber die sub 2, 3 
und 4 mitgetheilten Anträge ſoll geſondert berathen 
werden. i 

Nachdem Abg. Frhr. v. Varnbüler als An- 
tragſteller den Antrag zur Annahme empfohlen, er- 
klärt ſich Abg. Stau dy gegen denſelben. 

Abg. Stellter weiſt darauf hin, daß ge⸗ 
rade in feiner Heimath, im Erm lande, der Flachs⸗ 
bau zurückgegangen ſei, nachdem der Spinnrocken 
der Maſchinenarbeit Platz gemacht habe. Seitdem 
habe ſich der Landmann viel mehr dem Cerealienbau 
zugewendet. Der Antrag bezwecke vornehmlich eine 
Steigerung des Flachsbaues. 

Abg. v. Ludwig: Wir haben in den letz⸗ 
ten Tagen das Schauſpiel gehabt, ein Wettrennen 
zu ſehen zwiſchen dem Reichstage und dem Bundes- 
rathe, wer zuerſt einen begangenen Fehler gut ma- 
chen ſolle. Ich will mich mit dem Bundesrathe 
hier nicht weiter beſchäftigen, ſendern nur mit dem 
Antrage auf Wiederaufhebung des Flachszolles. 
Vorher aber will ich mir noch eine perſönliche Be- 
merkung erlauben. Der Abg. Richter hat bei der 
zweiten Berathung, nachdem ich ihn den inkarnirten 
Vertreter der großen Städte gen nnt, deren Beſtre⸗ 
ben darauf gerichtet ſei, das Hinterland zu ihren 
Heloten zu machen, erwidert, er könne mich nicht 
ernſthafter nehmen, als mich das ganze Haus nehme. 
Darauf muß ich erwidern, dieſe Bemerkung iſt nicht 
neu. Daſſelbe iſt ja auch von dem Abg. Lasker 
mir entgegnet worden, als ich ihn fragte, warum 
er in der Verfolgung der Gründer plötzlich inne⸗ 
gehalten habe. Hätte er damals meinen Rath be- 
folgt, dann fände heute nicht das Wort auf ihn 
Anwendung, der Mohr bat feine Schuldigkeit ge- 
than, der Mohr kann gehen. Heiterkeit.) Was 
nun den vorliegenden Antrag angeht, ſo hat die 
Regierung ja ſchon erklärt, daß der Flachszoll 
dazu dienen ſoll, den ſchleſiſchen Nothſtand beſeiti⸗ 
gen zu helfen, dadurch, daß der Flachsbau mehr 
gefördert werde. Nun wollen Sie den Zoll auf- 
heben. Der Abg. Windthorſt hat von einer Kom⸗ 
miſſion geſprochen. Dieſe Poſttion iſt aber gar 


nicht in der Kommiſſion geweſen. (Heiterkeit) 
Wir, Herr von Ow und ich, haben hier Monologe 
gehalten (Große Heiterkeit), und damit iſt die Sache 
abgethan. Wenn man alle die Herren, welche hier 
abſtimmen ſollen, beauftragen wollte, hier ein Re⸗ 
ferat über dieſe Frage zu geben, ſo würde wohl 
Keiner das Prädikat „Gut“ bekommen. (Heiter⸗ 
keit.) So verfährt man mit der Landwirthſchaft! 
Ich will durchaus nicht, daß die Herren, wie ſie 
im vorigen Jahre den Flachszoll unvorbereitet be⸗ 
ſchloſſen, ihn heute ebenſo unvorbereitet aufrecht er⸗ 
halten ſollen. Im Gegentheil, ich wünſche eine 
eingehende Behandlung der Frage. Die Land- 
wirthſchaft befindet ſich in einer bedenklichen Kriſe, 
ſie muß zu Grunde gehen, wenn ihr nicht Hülfe 
gebracht wird. Die deutſche Landwirthſchaft unter⸗ 
liegt einer großen Beſteuerung, ſie iſt tief verſchul⸗ 
det, und es iſt unmöglich, daß der Bebauer des 
deutſchen Landes die Konkurrenz aushalte mit den 
jungfräulichen Hinterländern, die keine Steuer tra⸗ 
gen, wo keine Düngung nothwendig iſt. (Schal- 
lendes Gelächter.) Ja, ſolche Leute, wie Herr Bam- 
berger, die einen großen Kapitalſtock haben (Heiter- 
keit), können ſich eine hohe Belaſtung ſchon gefallen 
laſſen, aber nicht wir Landleute, die wir an unſerer 
Scholle kleben. Jedenfalls iſt die Sache jo wich- 
tig, daß ſie einer kommiſſariſchen Berathung wohl 
werth iſt, und ich ſtelle daher den Antrag, ſowohl 
den Antrag Windthorſt wie alle übrigen dazu ge⸗ 
ftellten Anträge einer Kommiſſion von 14 Mitglie- 
dern zu überweiſen. 

Abg. Windthorſt glaubt nicht, daß durch 
den Antrag das Intereſſe der kleinen Leute geſchä⸗ 
digt würde; wäre er dieſer Anſicht, ſo würde er 
ſeinen Antrag ſofort zurückziehen. 

Abg. v. Saucken-Tarputſchen be⸗ 
ſtreitet, daß der Flachszoll den Flachsbau befördere, 
im Gegentheil könne der Zoll der Landwirthſchaft 
nur ſchaden. 

Ein Antrag auf Schluß der Generaldebatte 
wird angenommen. 

Ein Antrag von Ludwig auf Verweiſung des 
vorgeſchlagenen Geſetzentwurfes an eine Kommiſſton 
wird abgelehnt. 

Das Haus tritt hierauf in die Spezial⸗Bera⸗ 
thung ein. 

Nach einer kurzen Bemerkung des Abg. von 
Ludwig wird ſowohl der Hauptantrag, wie der 
als Konſequenz dazu geſtellte Unterantrag Windt⸗ 
horſt mit großer Mehrheit angenommen. 

Die Diskuſſlon wendet ſich nunmehr zu den 
Anträgen Nr. 2, 3 und 4. 


Abg. Richter erklärt dieſelben im Sinne 
alle gleich. Sie ſollen bezwecken, daß eine leichtere 
Kontrole möglich wird, wenn es ſich um Ein- oder 
Ausfuhr von Getreide oder Mehl handelt. Der 
Antrag Stolberg und der Antrag Rickert betreffen 
je einen Theil meines Antrages, und fie hätten das- 
ſelbe erreicht, was ſie wollen, wenn ſie über meinen 
Antrag getrennt abzuſtimmen verlangt hätten. Das, 
was mein Antrag betreffs der Mühleninduſtrie will, 
will der Antrag Stolberg; das, was ich betreffs 
des Getreides will, will der Antrag Rickert, ſo daß 
ich, ſollte mein Antrag abgelehnt werden, für jeden 
der beiden anderen Anträge ſtimmen muß. — Die 
deutſche Mühleninduſtrie hat es durch Aufnahme 
aller Erfindungen und Verbeſſerungen zu einem 
bedeutenden Exportgeſchäft gebracht. Das Mehl 
geht bis nach Holland, England, Skandinavien ꝛc., 
wo es aber ſehr ſcharf zu konkurriren hat mit dem 
ungariſchen Getreide. Sollten die von mir bean- 
tragten Erleichterungen nicht angenommen werden, ſo 
iſt der bisherige Erport nicht länger aufrecht zu erhalten. 
Die deutſche Mühleninduſtrie iſt dann ruinirt. Der 
deutſche Müller verdient an dem Mehlexportgeſchäft 
vielleicht 1—2 Prozent, und es liegt auf der Hand, 
daß er, wenn er auf das ausländiſche Getreide 5 
Prozent Zoll zahlen muß, nicht mehr beſtehen kann. 
Iſt das Exportgeſchäft einmal verdorben, ſo wird 
es bei einer ſpäteren Remedur der Geſetze in Folge 
der ſchwerwiegenden Konku renz des Auslandes ſich 
kaum wieder heben laſſen. Der jetzige Zuſtand muß 
überhaupt nachtheilig wirken auf Alle, die an dem 
Exportgeſchäfte betheiligt ſind. Ebenſo wie bezüg⸗ 
lich des Mehls liegen die Verhältniſſe bezüglich des 
Getreides. Je ſchärfer man die Beſtimmungen be⸗ 
züglich der Identität ſtellt, eine deſto höhere Prämie 
ſetzt man geradezu darauf, bei dem Export mög- 
lichſt viel ausländiſches Getreide zu exportiren. Ich 
kann daher nur bitten, ſowohl in Bezug auf 
das Mehl- als auch auf das Getreide-Exportge⸗ 
ſchäft noch in dieſer Seſſton Abhülfe eintreten zu 
laſſen. 

Direktor im Reichs kanzleramt Burg art: 
Der urſprüngliche Antrag auf Aufhebung des Flachs⸗ 
zolles hat eine weſentlich veränderte Bedeutung und 
Tragweite erhalten durch die Amendements und 
Anträge, welche zu dieſem Antrage geſtellt worden 
find. Während nach dem urſprünglichen Antrage 
es die Abſicht war, einen Beſchluß zu beſeitigen, 
der mit einer Stimme Majorität im vorigen Hauſe 
gefaßt war, der nach den Ausführungen der An⸗ 
tragſteller auf unzureichenden Informationen be⸗ 
ruhte, jo wünſchen jetzt die Herren Unterantrag⸗ 
ſteller, daß eine Frage in Erörterung gezogen werde, 
die als eine prinzipielle, für den ganzen Zolltarif 
maßgebende angeſehen werden muß und ſtets an- 
geſehen worden iſt. Die Frage, die in den Unter- 
amendements erörtert wird, iſt ja im vorigen Jahre 
in die eingehendſte Erwägung gezogen worden. 
Nicht bloß in der Tarifkommiſſion des Hauſes, ſon⸗ 
dien auch bei der zweiten und dritten Berathung 
des Zolltarifs hat darüber, ob die Identität bei 
der Ausfuhr im Sinne der Antragſteller vollſtändig 
aufzuheben, oder in wiefern fie beizubehalten ſei, 
die eingehendſte Erwägung gefunden, und eine 
Frucht dieſer Berathung iſt der § 7 des Zollge- 
ſetzes geworden Es fragt ſich nun, welcher Anlaß! 


liegt vor, gegen die Beſtimmung des § 7 des Zoll- 
geſetzes nunmehr deren Beſeitigung oder Amendi⸗ 
rung zu beantragen. Sind es Nova, die dazu 
veranlaſſen könnten? Gewiß nicht. Es liegen keine 
Erfahrungen über die Wirkungen des § 7 vor. 
Nur Befürchtungen ſind es, welche den Anſtoß ge⸗ 
geben haben. Nun iſt es doch bedenklich, nach ſo 
kurzer Zeit über eine ſo wichtige Frage nunmehr 
wieder mit Abänderungsvorſchlägen hervorzutreten, 
ehe noch Erfahrungen gemacht worden ſind. Wenn 
ich aber auf die Sache eingehe und mir erlauben 
möchte, den Standpunkt zu bezeichnen, den die ver⸗ 
bündeten Regierungen zu der Angelegenheit einneh⸗ 
men werden, wie ich glaube, ſo geſchieht dies in 
der Erwägung, daß die verbündeten Regierungen 
die Wichtigkeit der Intereſſen, die hier in Frage 
ſtehen, in keiner Weiſe verkennen. Die verbünde⸗ 
ten Regierungen erachten es als ihre Aufgabe, die 
Exportfähigkeit der Induſtriellen und namentlich des 
Mühlengewerbes thunlichſt zu ſchonen, und ſie wür⸗ 
den, glaube ich, keinen Anſtand nehmen, ihrerſeits 
eine Abänderung des § 7 in Antrag zu bringen, 
wenn fie ſchon jetzt der Anſicht wären, daß der 
$ 7 eine Wahrung dieſer Intereſſen in ausreichen⸗ 
dem Maße nicht möglich mache. Bis jetzt haben 
die verbündeten Regierungen dieſe Ueberzeugung 
nicht gewinnen können. In Preußen hat man 
bereits Anlaß genommen, wenigſtens vorläufig 
Beſtimmungen zu treffen, welche mit den Vor⸗ 
ſchlägen übereinſtimmen, die dem Bundesrathe vor⸗ 
liegen. Zu meiner Freude iſt mir geſtern aus den 
Hauſe die Mittheilung geworden, daß die Entwürfe, 
ſoweit ſie ſich auf die Getreideläger beziehen, we⸗ 
nigſtens in Stettin durchaus die Billigung der In⸗ 
tereſſenten gefunden haben. (Hört, hört!) Was 
die Mühlen betrifft, ſo iſt es ja beſonders ſchwie⸗ 
rig, hier ohne Erfahrungen das Richtige zu treffen. 
Es giebt Mühlen, die man kontinuirliche nennt, 
bei denen eine Trennung zwiſchen den einzelnen 
Poſten, die auf die Mühle geſchickt werden, nicht 
ſtattfindet, wo das ausländiſche und inländiſche Ge⸗ 
treide zuſammen auf die Reinigungsgänge geſchüttet 
wird. Für ſolche Mühlen iſt es nicht angänglich, 
für jeden einzelnen Mahlpoſten das Verhältniß der 
Miſchung feſtzuſtellen. Für dieſe Mühlen ſoll aber 
eine weitgehende Erweiterung geſchaffen werden, wo⸗ 
mit der Bundesrath ſich bereits beſchäftigt hat 
Die Kontrole für dieſe Mühlen wird in der Weiſe 
zu denken ſein, daß im Laufe eines halben Jahres 
oder eines längeren Zeitraumes beobachtet wird, 
wie viel ausländiſches und inländiſches Mehl auf 
die Mühle geſchickt worden iſt, und es würde nun 
für die Fabrikate dieſes ſelben Jahres das Ver- 
hältniß zwiſchen ausländiſchem und inlänziſchem 
Getreide die Grundlage bilden für die Bemeſſung 
der Exportvergütung. Ich habe ſchon geſagt, daß 
die verbündeten Regierungen ihrerſeits bereit ſind, 
allen berechtigten Wünſchen der Mühlenbeſitzer ent⸗ 
gegenzukommen. Ich glaube aber, daß der Wunſch, 
mehr zu erhalten, als die Müller für den auslän⸗ 
diſchen Zoll auslegen mußten, unberechtigt iſt. Wir 
haben ja dafür ein Vorbild an Frankreich, wo mit 
den Acquits geradezu Handel getrieben wird. — 
Ich möchte zunächſt auf die Details der Frage 
nicht weiter eingehen. Der Gegenſtand iſt ja, wie 
gejagt, im vorigen Jahre in der Kommijfion und 
hier im Haufe auf das Eingehendſte erwogen wor⸗ 
den. Die verbündeten Regierungen erkennen es alſo 
als ihre Aufgabe an, das Exportgeſchäft der Müh⸗ 
len-Induſtrie unter dem Zoll nicht leiden zu laſſen, 
und ſie würden ſelbſt bezügliche Abänderungen zur 
Vorlage bringen, wenn ſie den Glauben hätten, 
daß die jetzigen Verhältniſſe den Intereſſen dieſer 
Induſtrie wirklich nachtheilig wären. Dies iſt aber 
nicht der Fall, und ich bitte Sie daher, die Amen⸗ 
dements abzulehnen. 

Abg. Graf Udo Stolberg-Wernige⸗ 
rode giebt zu, daß er den Zweck ſeines Antrages 
auch erreicht hätte, wenn er getrennte Abſtimmung 
über den Richter'ſchen Antrag beantragt hätte. 

Abg. Rickert erklärt ſich mit den Aus- 
führungen des Vorredners vollſtändig einver⸗ 
ſtanden. 

Ein Antrag auf Vertagung wird hierauf ab⸗ 
gelehnt. 

Das Wort erhält der Abg. Stumm, wel⸗ 
cher motivirt, warum er gegen ſämmtliche Anträge 
ſtimme: Das Geſetz müſſe feine Grenzen da ha— 
ben, wo Mißbrauch damit getrieben werden könne. 
Mit Annahme dieſer Anträge würde in Deutſch⸗ 
land ein ähnlicher Mißſtand geſchaffen werden, wie 
in Frankreich mit den titres d’arquits à cauticn. 
die zu der betrügeriſchſten Manipnlatlon daſelbſt 
führten. Mit den Miſchungen von Weizen und 
Roggen könnten allerlei Betrügereien geſchehen. 

Die Diskuſſion wird geſchloſſen. 

Nach einer perſönlichen Bem. kung des Abg. 
Schlutow wird der Antrag des Abg. Rickert mit 
111 gegen 108 Stimmen angenommen, ebenſo der 
fo modiſizirte Antrag Stolberg. Damit iſt der An- 
trag Richter erledigt. 

Nächſte Sitzung: Sonnabend 11 Uhr. 

T.⸗O.: Sogzialiſtengeſetz. 


Deutſchland. 

Berlin, 15. April. Man beſorgt, daß nach 
der nunmehr erfolgten Annahme der Militärgeſetz⸗ 
Novelle und nach der morgen bevorſtehenden des 
Sozialiſtengeſetzes eine große Anzahl von Abgeord⸗ 
neten Berlin verlaſſen und es nicht leicht ſein wird, 
die Beſchlußfähigkeit des Reichstages aufrecht zu 
erhalten. Es ſind deshalb ſchon jetzt von den 
Fraktionen Schritte geſchehen, um ſolchen Uebelſtän⸗ 
den möglichſt entgegenzuwirken, da die Regierung 
den dringenden Wunſch hegt, die jetzt ſchwebenden 
Arbeiten zum Abſchluß zu bringen. Es gehört dazu 
namentlich das Wuchergeſetz, das Geſetz über das 
Fauſtpfandrecht für Pfandbriefe und ähnliche Schuld⸗ 
verſchreibungen und vor Allem das Geſetz über die 


Reichsſtempelabgaben, welches zu Anfang der nächſten 
Woche zur erſten Leſung gelangen ſoll. Es wird 
Alles geſchehen, um dieſe Arbeiten bis ſpäteſtens 
zum 8. Mai zum Abſchluß zu bringen, es wird 
ſich aber zu zeigen haben, ob es gelingt, das Haus 
noch volle drei Wochen zuſammen zu halten. 
Der Landtag ſoll keinesfalls vor dem 20. Mai 
beginnen. 
Ausland. 

Peſt, 15. April. Das Unterhaus hat die 
auf die Rekonſtruktion Szegedins bezüglichen vier 
Geſetzesvorlagen in der General- und Spezialdebatte 
ohne weſentliche Aenderung angenommen. 

Provinzielles. 

Stettin, 17. April. Zur Beſtrafung einer 
Perſon wegen Müſſigganges aus § 361 Nr. 5 des 
Strafgeſetzbuches genügt, nach einem Erkenntniß des 
Reichsgerichts, III. Strafſenats, vom 21. Febr. 1880, 
nicht die Thatſache, daß dieſe Perſon Angehörige, zu 
deren Ernährung ſie verpflichtet iſt, ohne Hilfe läßt, 
ſondern es muß die durch Müſſiggang herbeigeführte 
Unfähigkeit zu einer ſolchen Unterſtützung feſtge⸗ 
ſtellt fein. 

— Zu einem auf der Pelzerſtraße wohnenden 
Reſtaurateur kam am 2. März d. Is. der Schuh⸗ 
macher Otto Franz Wimmer von hier und bot 
demſelben eine größere Quantität Sekt zum Kauf 
an; dieſer ging anſcheinend auf den Kauf ein und 
ließ den Wein bringen und in den Keller ſchaffen, 
weigerte ſich aber dann, den Wein zu bezahlen, 
wenn Wimmer nicht nachweiſen könne, daß er den⸗ 
ſelben auf reellem Wege erworben. Es ſtellte ſich 
bald heraus, daß der Wein an demſelben Tage aus 
einem Keller des Hauſes Poölitzerſtraße 1 geſtohlen, 
nachdem das Schloß des Kellers erbrochen war. 
Als Thäter wurden der obengenannte Wimmer, der 
Schuhmacher Guftav Albert Werner und der 
Arbeiter Joh. Ludwig Giehrke ermittelt und 
hatten ſich dieſelben in der heutigen Sitzung der 
Strafabtheilung des hieſigen Landgerichts wegen 
ſchweren Diebſtahls zu verantworten. Während 
Wimmer den Diebſtahl im vollen Umfange einge- 
ſtand, leugneten die beiden anderen Angeklagten. 
Das half ihnen jedoch wenig, fie wurden für ſchul⸗ 
dig befunden und Wimmer zu 1 Jahr Gefängniß 
und 1 Jahr Ehrverluſt, Giehrke und Werner zu 
1 Jahr 6 Monaten Zuchthaus und 2 Jahren Ehr- 
verluſt verurtheilt, auch bei den letzteren Beiden die 
Zuläſſigkeit von Polizeiaufſicht ausgeſprochen. 

— Dem Holzhändler Hermann Wolff 
wurde geſtern Vormittag zwiſchen 9 —10 Uhr aus 
feiner unverſchloſſenen, Unterwiek 9 belegenen Woh⸗ 
nung eine goldene Damenuhr mit langer Kette und 
goldenem Medaillon im Werthe von 300 Mark, 
ferner der kleine Oderſtraße 21 wohnhaften Zim- 
mermann Maſchulat eine ſilberne Ancreuhr ge- 
ſtohlen; in beiden Fällen gelang es nicht, die Diebe 
zu ermitteln. 

— „Grüne Heringe“, die friſch gefangenen 
Fiſche, werden, wie das „Berl. Tagebl.“ ſchreibt, 


jetzt in Folge der diesjährigen ſehr ergiebigen Aus 


beute an den pommerſchen Küſten in großen Maſſen 
nach Berlin geöracht und zu billigen Preiſen ver⸗ 
kauft. Die eingetretene warme Witterung dürfte 
jedoch der weiteren Einfuhr dieſes ſehr wenig wider⸗ 
ſtandfähigen Seefiſches ſehr bald ein Ziel ſetzen. 

Ueckermünde, 14. April. Die hieſige Frei⸗ 
willige Feuerwehr nahm in voriger Woche wieder 
ihre regelmäßigen Uebungen auf und wurde am 
Freitag Abend die erſte Geſammtübung auf Allarm 
ausgeführt. 

Durch dieſes Manöver ſah man, was die vor⸗ 
jährigen Exerzitien zur weiteren Leiſtungsfähigkeit 
beigetragen haben. Die Handhabung der verjchie- 
denen Geräthe bewies die Sicherheit der Mann- 
ſchaften und ließ den Angriff als vollendet erſchei⸗ 
nen, ſo daß wir ruhig etwaigen Gefahren entgegen 
ſehen können. 

Durch die neue Feuerwehrordnung der Stadt 
hat die freiwillige Feuerwehr bekanntlich den Sicher⸗ 
heitsdienſt d rekt übernommen und find wir über⸗ 
zeugt, daß dieſelbe bei drohender Gefahr ebenſe 
energiſch und kräftig eingreift, wie ſie die ketzte 
Uebung präziſe nach dem Kommando des Haupt- 
manns ausführte. 


Wermiſchtes. 

— Fortleben nach der Hinrichtung.) Aus 
Raab wird unter dem 14. d. Mts. folgende fen- 
fationelle Meldung gemacht: Ende November 1878 
wurden zwei von Bosnien heimkehrende Frauen von 
zwei Pecſer Burſchen, Namens Johann Takacs und 
Paul Gede, auf das Gräßlichſte ermordet. Jede 
der Frauen blutete aus 50 —52 Wunden. Die 
Verbrecher wurden ermittelt und einige Monate ſpä⸗ 
ter vom Raaber königlichen Gerichtshofe zum Tode 
durch den Strang verurtheilt. Paul Gede ſtarb 
im Gefängniſſe noch im Sommer des vorigen Jah- 
res. An Johann Takacs wurde heute früh um 8 
Uhr das Urtheil vollzogen, wobei ſich nun folgender, 
großes Aufſehen erregender Vorfall zutrug: Die 
Hinrichtung durch den Strang ging ſehr raſch von 
ſtatten. Die Vollſtreckung des Urtheils nahm ge- 
gen 12 Minuten in Anſpruch. Der Delinquent 
wollte vor der Juſtiſizirung noch eine Anſprache an 
das anweſende Publikum halten, aber nach den 
Worten: „Geehrte Herren, erlauben Sie mir, einige 
Worte an Sie zu richten“ — winkte der Staats- 
anwalt dem Henker Kozarek; dieſer waltete ſeines 
Amtes und raſch war die Exekution zu Ende. Der 
Arzt konſtatirte den Tod. Als nun der Körper 
deſſelben abgeſchnitten und in das Raaber allge- 
meine Krankenhaus gebracht wurde, wo der hieſige 
Gymnaſtal-Profeſſor Leopold Bierbrauer galvaniſche 
Experimente an demſelben vornahm, zuckte Takacs 
und begann zu athmen. Alles erſchrak bei dieſem 
Anblicke. Das Experiment wurde ſofort unterbro⸗ 
chen und der Gerichtsarzt erſuchte den Staatsan- 
walt, er mige ihm Inſtruktionen ertheilen. 


Die 


mittlerweile herbeigeeilten Aerzte erklärten einſtimmig, 
daß dem Delinquenten die Wirbelſäule intakt ge⸗ 
blieben und er blos in Folge einer Wunde, welche 
er am Halſe habe, und durch die ſchmerzhafte Be⸗ 
rührung derſelben durch den Strick in eine Art 
Starrkrampf gefallen ſei, weshalb der Doktor den 
Tod konſtatirt habe. Der Staatsanwalt hatte ſich 
telegraphiſch an das Juſtizminiſterium gewendet we⸗ 
gen weiterer Amtshandlung. Bisher iſt noch keine 
Antwort da. Dem Delinquenten geht es immer 
beſſer; er hat nun ſchon die Augen aufgeſchlagen. 
Die Aerzte haben ſich dahin geäußert, daß er nach 
einer zu beſtehenden Lungen- oder Gehirnentzündung 
wieder geſund werden könne. — Ein weiterer Be⸗ 
richt meldet: Der Vertheidiger des Takacs, Tauber, 
hat ſich telegraphiſch an den Kaiſer gewendet, um 
die Begnadigung zu erwirken. Die Wiederbele⸗ 
bungsverſuche hatten den beſten Erfolg. Bei Ta- 
kacs ſtellte ſich bald regelmäßiges Athmen ein, und 
fiel derſelbe um 10 Uhr Morgens in einen ruhigen 
Schlaf, der bis 3 Uhr Nachmittags andauerte. Bei 
Anrufen ſeines Namens wendete er ſich um und 
blickte, unartikulirte Laute ausſtoßend, die ihn Um⸗ 
gebenden unter Zeichen zurückkehrenden Bewußtſeins 
an. Im Laufe des Nachmittags war ein ſtarkes 
Anſchwellen des Halſes und der Drüſen wahrzu- 
nehmen. Es ſtellte ſich Fieber ein, Takacs wollte 
aus dem Bette ſpringen, widerſetzte ſich den 
drei Wärtern und mußte an das Bett gebunden 
werden. 


Literariſches. 

Heinrich, Kultur der Weinrebe im nord- 
deutſchen Klima, mit vier lithogr. Tafeln. Verlag 
von Wiegandt, Hempel u. Parey, Berlin. Das 
Buch giebt in ſehr inſtruktiver Weiſe Anleitung, 
wie die Weinrebe kultivirt werden muß. Allen 
Freunden des Gartenbaues ſei das Buch hiermit 
empfohlen. [60] 


Viehmarkt. 

Berlin, 16. April. Es ſtanden zum Ver⸗ 
kauf: 236 Rinder, 588 Schweine, 671 Kälber, 
150 Hammel. 

Der kleine Markt verlief heute noch reſultat⸗ 
loſer wie ſonſt an den nur für den lokalen Bedarf 
betriebenen Freitagsmärkten, da die Schlächter zum 
Theil noch Vorrath beſitzen und bei der ſo früh 
eingetretenen großen Wärme ſehr vorſichtig kaufen. 

Von Rindern wurden kaum 30 Stück gerin⸗ 
gerer Qualität vom Markt genommen und mit 35 
bis 45 Mark pro 100 Pfund Schlachtgewicht 
bezahlt. 

Auch bei den Schweinen wurde nur inländi⸗ 
ſches Vieh und Ruſſen begehrt, deren Preis gleich⸗ 
mäßig zwiſchen 48 —50 Mark pro 100 Pfund 
Schlachtgewicht bei einer Tara von 20 Prozent va⸗ 
riirte. Auch hier wurde der Markt lange nicht 
geräumt. 

Kälber erzielten trotz des geringen Auftriebes 
bei äußerſt langſamer Bewegung nur 40—50 Pf. 
pro 1 Pfund Schlachtgewicht. 

Auch 
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die geringe Anzahl von Hammeln wurde 


nicht geräumt; es war hier nur gute Mittelwaare 


a 40—45 Pf. pro 1 Pfund Schlachtgewicht ver- 
Fäuflich. 


Telegraphiſche Depeſchen. 

Straßburg i. E., 16. April. Der Landes- 
ausſchuß iſt heute, nachdem er vorher noch im Wege 
der Wahl die Abgg. Schlumberger, Freiherr Zorn 
von Bulach sen. und Maſſing zu Mitgliedern des 
Staatsraths in Vorſchlag gebracht hatte, durch den 
Staatsſekretär Herzog geſchloſſen worden. 

Wien, 16. April. Meldung der „Politiſchen 
Korreſp.“: 

Aus Konſtantinopel: Die Pforte erhielt Nach⸗ 
richt von dem Erſcheinen bewaffneter albaneſiſcher 
Banden in der Nähe von Prizrend. Moukhtar 
Paſcha iſt von Prizrend aufgebrochen, um dieſelben 
zu zerſtreuen. 

Aus Belgrad: Seitens der Arnauten wurde 
ein Einfall in ſerbiſches Gebiet gemacht und hier- 
bei in Wutſchitze das Waffen- und Proviant⸗Depot 
erſtürmt. Die ſerbiſche Regierung hat in Folge 


deſſen energiſchen Proteſt in Konſtantinopel er⸗ 


hoben. 

Wien, 16. April. Dem Abgeordnetenhauſe 
wurde heute vom Handelsminiſter die revidirte Elb⸗ 
ſchifffahrtsakte vorgelegt. 

Wien, 16. April. Die „Polit. Korreſp.“ 
kann konſtatiren, daß die Beurlaubung des Sektions⸗ 
chefs v. Schwegel, ohne jede Ingerenz des öfterrei- 
chiſchen Miniſteriums, vom Miniſterium des Aus- 
wärtigen auf Grund eines durch v. Schwegel ſelbſt 
eingereichten Geſuchs verfügt worden iſt. 

Paris, 16. April. Die „France“ erfährt, 
über die Beſetzung des Brüſſeler Geſandtſchaftspo⸗ 
ſtens durch John Lemoine ſei noch keine definitive 
Entſchließung gefaßt. Das telegraphiſch ſignaliſirte 
Rundſchreiben des Miniſterpräſidenten Freyeinet über 
die franzöſiſche Politik in allen ſchwebenden äußeren 
Fragen werde morgen an die Vertreter Frankreichs 
im Auslande abgehen. 

Gegen die Dei.ete vom 29. v. M. über die 
Kongregationen ſind heute weitere Schreiben vom 
Erzbiſchof von Rheims und vom Biſchof von Soij- 
ſons veröffentlicht worden. 

Die von hier ausgewleſenen ausländiſchen So⸗ 
zialiſten haben Paris heute verlaſſen. 


Todes⸗Anzeige. 
Statt beſonderer Meldung. 


Freitag, Nachmittags um 6 Uhr, ſtarb nach mehr⸗ 
jährigem Leiden der frühere Kaufmann 


Adolph Adler 


in ſeinem 39. Lebensjahre betrauert von ſeinen 


Hinterbliebenen. 
Die Beerdigung findet am Montag, den 19. April, 
8 9 Uhr, vom Trauerhauſe, Paradeplatz 32, 
aus ſtatt. 


